
 

    

 

 

  

  

      

 

 

        

         

      

      

      

          

            

       

    

         

     

       

  

       

      

        

       

   

     

        

   

      

     

     

Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von  Dezember  2019  

Förderrichtlinie – Mobilitätsfonds Wien 

Stand: April 2021 

Änderungen zur Version von Dezember 2019 in ROT 

Präambel 

Die vorliegende Richtlinie bildet die Grundlage zur Förderung von Maßnahmen und Projekten 

ressourcenschonender Mobilität in einzelnen Stadtteilen aus den Mitteln des Mobilitätsfonds Wien. 

Der Mobilitätsfonds Wien unterliegt einer räumlichen Zweckbindung, derzufolge er nur in räumlich 

konkret definierten Stadtteilen tätig wird, für die eigene, gebietsspezifische Mobilitätskonzepte 

erstellt werden. Einreichungen innerhalb des Geltungszeitraums der vorliegenden Richtlinie sind daher 

nur nach Maßgabe von zeitlich befristeten Calls für solche konkret definierte Stadtteile möglich. Diese 

Calls bilden den inhaltlichen Rahmen für die im jeweiligen Gebiet zu fördernden Projekte und 

Maßnahmen.Angaben über Stichtage, Programme und Calls finden sich auf der Website 

https://www.mobilitaetsfonds.wien des Mobilitätsfonds Wien. 

Die Gewährung von Förderungen nach der vorliegenden Richtlinie erfolgt als De-minimis-Beihilfe im 

Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission, vom 18. Dezember 2013 über die 

Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 

De-minimis-Beihilfen, ABl 2013 L 352/1 („De-minimis-Verordnung“).

1. Ziel 

Mit der vorliegenden Richtlinie werden folgende Zielsetzungen verfolgt: 

- Erhöhung des Anteils des Umweltverbundes (nicht motorisierte Verkehrsträger - Fußgänger

und öffentliche oder private Fahrräder, öffentliche Verkehrsmittel - Bahn, Bus und Taxis, sowie

Carsharing und Mitfahrzentralen) am Modal Split (Verkehrsstatistik über die Verteilung des

Transportaufkommens auf verschiedene Verkehrsmittel);

- begleitende Entwicklung von Mobilitätskonzepten bei der Entwicklung größerer Stadtteile mit

mindestens 1.000 Wohneinheiten, um die aktiven und umweltschonenden Mobilitätsarten in

Wien zu stärken;

- Schaffung von Anreizen für nachhaltige Mobilität für die Bevölkerung.

Vorrangig ist dabei die Förderung von Projekten mit investivem Charakter (Neuanschaffungen) sowie 

der Organisation und Vermarktung von neuen Mobilitätsdienstleistungen. 

Seite 1 von 15 

https://www.wien.gv.at/verkehr/mobilitaetsfonds/index.html


 

   

    

 

       

    

     

 

    

       

 

      

  

 

      

  

       

     

 

        

    

       

         

        

         

    

Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von Dezember 2019 

2.  Rechtsgrundlagen  

Die innerstaatliche Rechtsgrundlage der gegenständlichen Richtlinie bildet der Beschluss des Beirats 

des Mobilitätsfonds Wien vom 20.12.2018. 

Förderungen auf Basis dieser Richtlinie basieren EU-beihilfenrechtlich auf der De-minimis-

Verordnung. 

3.  Ausschluss des  Rechtsanspruchs  

Die Entscheidung auf Zuerkennung der Förderung erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren 

Budgetmittel auf Basis der vorliegenden Richtlinie. Auf die Gewährung von Fördermitteln besteht kein 

Rechtsanspruch. 

4.  Antragsberechtigung  

4.1  Allgemeine  Fördervoraussetzungen  

Antragstellerinnen bzw. Antragsteller müssen ihren städtischen Abgabeverpflichtungen regelmäßig 

und vollständig nachkommen. 

4.2  Antragsberechtigte  

Antragsberechtigt sind: 

- Unternehmen wie zum Beispiel Mobilitätsanbieter, Bauträger und lokale Gewerbetreibende; 

- Vereine; 

- gesetzliche anerkannte Religionsgemeinschaften und religiöse Bekenntnisgemeinschaften. 

Nicht antragsberechtigt sind Antragstellerinnen bzw. Antragsteller mit anhängigem 

Insolvenzverfahren. 

4.3  Kooperationen  

Die Kooperation zwischen zwei oder mehreren Antragsberechtigten ist möglich. In einem solchen Fall 

haben die Kooperationspartner einen Kooperationsvertrag abzuschließen, der die Kooperation näher 

regelt, und hat jeder Antragsberechtigte unter Vorlage dieses Kooperationsvertrages für den ihn 

betreffenden Teil des gemeinsamen Projekts einen eigenen Antrag einzureichen. Die von der 

Kooperation erfassten Anträge werden behandelt, als ob ein einheitlicher Antrag vorliegen würde. 

5.  Förderbare  Projekte  

5.1  Allgemeines  

Förderbar sind Projekte in den folgenden Bereichen, wobei im Rahmen der einzelnen Calls 

thematische Schwerpunktsetzungen möglich sind: 
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Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von Dezember 2019 

- Dienstleistungen und Infrastruktur für das Radfahren und zu-Fuß-Gehen, wie 

beispielsweise: 

o Transport-Infrastruktur für Bewohnerinnen und Bewohner (z.B. multifunktionale 

Einkaufswagen bzw. Trolleys); 

o ergänzende Fahrrad-Infrastruktur (z.B. Fahrradboxen, Servicestationen, Bike-Pooling oder 

-Sharing); 

o Verbesserungen für benachteiligte BenutzerInnengruppen (z.B. Sitzgelegenheiten, 

Informationssysteme); 

- Dienstleistungen und Infrastruktur für den öffentlichen Personennahverkehr, wie 

beispielsweise: 

o multimodale Infosysteme (Rad- und Fußverkehr, öffentlicher Verkehr, Taxis); 

o innovative lokale Straßenraumlösungen in Verbindung mit dem Wiener ÖPNV-Netz; 

o Umfeldgestaltung von ÖPNV-Infrastrukturen; 

o Beschleunigungsmaßnahmen im Zusammenhang mit dem ÖPNV; 

o Attraktivierungsmaßnahmen im Bereich des Taxigewerbes; 

- Mobilitätsstationen, wie beispielsweise: 

o in neuen Stadtteilen, in denen mehrere Mobilitätsdienstleistungen bzw. Maßnahmen an 

einer Stelle, räumlich gebündelt, angeboten werden, sowie der 

o Aufbau der lokalen Organisation von Mobilitätsdienstleistungen; 

- Zustellservices und emissionsarme City-Logistik, wie beispielsweise: 

o Verleih von (E-)Lastenrädern und Fahrradanhängern; 

o Lieferservice mit (E-)Lastenrädern; 

o emissionsarme Logistik im Wirtschaftsverkehr durch lokale Gewerbetreibende; 

o Paketboxen (betreiberneutral und nutzungsoffen) in Wohnhäusern bzw. im öffentlichen 

Raum; 

- Maßnahmen im Zusammenhang mit der Förderung von Carsharing, wie beispielsweise: 

o Organisation von Sharing-Modellen in Wohnhausanlagen; 

o Unterstützung beim Ausbau von E-Carsharing (in Kombination mit erneuerbarer Energie); 

o Sharing Modelle mit E-Leichtfahrzeugen und E-Zweirädern (für Personen- und 

Lastentransport); 

o Integration kommerzieller und nicht-kommerzieller Mobiliätsservices (z.B. Schnittstelle 

zwischen Business-Carsharing und BewohnerInnen-Carsharing); 

o Plattformen für Fahrgemeinschaften; 

- Gemeinnützige Projekte auf Basis der Vorschläge von Bewohnerinnen und Bewohnern 

sowie lokaler Unternehmen, wie beispielsweise: 

o Orientierungs-Systeme / Leitsysteme. 

Ausnahmsweise sind auch Projekte förderbar, die von der vorstehenden Aufzählung nicht erfasst sind, 

jedoch ähnliche Mobilitätsziele im Sinne der Satzung des Mobilitätsfonds Wien verfolgen. 
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Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von Dezember 2019 

5.2  Nicht  förderbare  Projekte  

Infrastrukturmaßnahmen, die auf Basis gesetzlicher Grundlagen durch Private oder durch die 

öffentliche Hand finanziert werden müssen, sind von einer Förderung ausgeschlossen. 

Projekte deren förderfähige Gesamtkosten weniger als 2.000,- EUR betragen, sind von einer 

Förderung ausgeschlossen. 

5.3  Prinzipien förderbarer  Projekte  

  5.3.1 Allgemeines 

Förderbare Projekte im Sinne von Punkt 5.1 müssen nachweislich zu den Zielen gemäß Punkt 1. 

beitragen. Für die Bewertung der Projekte im Hinblick auf ihre Förderungswürdigkeit sind, 

vorbehaltlich näherer Regelungen zu den Bewertungsgrundlagen in den einzelnen Calls, die 

folgenden Prinzipien maßgeblich: 

- lokale Wirkung im Stadtteil; 

- Nachhaltigkeit und langfristige Wirkung; 

- Kompatibilität; 

- Zugänglichkeit. 

   5.3.2 Lokale Wirkung im Stadtteil 

Die eingereichten Projekte und Maßnahmen sollen ihre Wirkung vornehmlich im jeweiligen 

Einsatzgebiet (Stadtteil) des Mobilitätsfonds Wien entfalten. Eine Wirkung über den Stadtteil hinaus 

ist kein Ausschlussgrund für die Gewährung von Förderungen. Innerhalb des Stadtteiles werden 

liegenschaftsübergreifende Maßnahmen bevorzugt. 

   5.3.3 Nachhaltigkeit und langfristige Wirkung 

Die Förderungen des Mobilitätsfonds Wien dienen vorrangig der Umsetzung von Projekten mit 

investivem Charakter bzw. zielen auf die Organisation und Vermarktung von neuen 

Mobilitätsdienstleistungen ab. Die eingereichten Projekte und Maßnahmen sollen daher so angelegt 

sein, dass mit Hilfe der einmaligen Förderung eine nachhaltige Wirkung bzw. ein langfristiger Betrieb 

(mindestens drei Jahre) ermöglicht wird. 

Nachhaltige Projekte werden höher bewertet als kurzlebige. 

  5.3.4 Kompatibilität 

Die eingereichten Projekte und Maßnahmen sollen möglichst kompatibel sein mit bereits bestehenden 

oder künftigen Mobilitätsangeboten/Zugangssystemen (z.B. Anbindung an die lokale 

Mobilitätsstation) und/oder Synergien mit anderen Mobilitätsangeboten innerhalb und außerhalb des 

Stadtteils aufweisen. 
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Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von Dezember 2019 

Die eingereichten Projekte und Maßnahmen sollen möglichst vielen NutzerInnen des jeweiligen 

Stadtteiles zugänglich sein. Positiv bewertet wird auch, wenn Projekte und Maßnahmen in ihrer 

Mobilität eingeschränkten Personen, Kindern und benachteiligten Personen aus dem Stadtteil 

zugutekommen. Die zusätzliche Zugänglichkeit für BewohnerInnen aus anderen Stadtteilen ist kein 

Ausschlussgrund für die Gewährung von Förderungen. 

6.  Förderbare  Kosten  

Förderbar sind folgende Kosten, soweit sie mit dem zu fördernden Projekt unmittelbar im 

Zusammenhang stehen: 

- Erstinvestitionen in das Sachanlagevermögen einschließlich der Kosten für zu aktivierende 

Eigenleistungen; 

- Kosten für die Schaffung oder den Erwerb immaterieller Wirtschaftsgüter, wenn diese im Falle 

einer Buchführungspflicht zu aktivieren sind; 

- Betriebskosten für die ersten drei Jahre der Projektlaufzeit (z.B. Miete, Leasing, Lizenzkosten, 

Wartungskosten, Personalkosten); 

- Planungsleistungen. 

Im Rahmen von Calls können die anerkennbaren Kostenarten eingeschränkt werden. 

Folgende Kosten sind nicht förderbar: 

- Kosten, die vor Antragstellung angefallen sind; 

- Kosten, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit dem geförderten Projekt stehen; 

- Kosten für die Begründung von dinglichen Rechten an Liegenschaften; 

- Kosten für Abgaben, Gebühren und Steuern; 

- Finanzierungskosten; 

- nicht in Anspruch genommene Rabatte, Skonti oder sonstige Vergütungen von bezogenen 

Produkten und Leistungen; 

- Anwalts- und Gerichtskosten, Steuerberatungskosten; 

- Reisekosten; 

- Kosten für Infrastrukturmaßnahmen, die auf Basis gesetzlicher Grundlagen durch Private oder 

durch die öffentliche Hand finanziert werden müssen; 

- Kosten, über die Barrechnungen mit einem Betrag von weniger als 200 Euro (exklusive USt.) 

vorliegen. 
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Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von Dezember 2019 

7.  Art  und Ausmaß der   Förderung  

7.1  Art  der  Förderung  

Förderungen auf Grund der vorliegenden Richtlinie des Mobilitätsfonds Wien werden als nicht 

rückzahlbarer Zuschuss gewährt. Punkt 12. der vorliegenden Richtlinie betreffend die Rückzahlung der 

Förderung bleibt unberührt. 

Die Gewährung der Förderung erfolgt als De-minimis-Beihilfe im Sinne der De-minimis-Verordnung. 

7.2  Höhe  der F örderung  

Die Höhe der Förderung ist pro Antrag mit maximal 200.000,- EUR (bzw. 100.000,- EUR für 

Unternehmen des gewerblichen Straßengüterverkehrs) begrenzt (siehe auch Punkt 7.3. Betreffend 

„De-minimis-Beihilfen“) und hängt von der Höhe der förderfähigen Kosten (exklusive USt.) ab. 

Sie beträgt maximal: 

bei kleinen Projekten (= förderfähige Kosten in Höhe 

von 2.000,- bis zu 10.000,- EUR) 

Mindestens 80 Prozent bis maximal 100 Prozent der 

förderfähigen Kosten 

bei mittleren Projekten (= förderfähige Kosten in 

Höhe von über 10.000,- EUR bis 100.000,- EUR) 

Mindestens 50 Prozent bis maximal 90 Prozent der 

förderfähigen Kosten 

bei großen Projekten (= förderfähige Kosten in Höhe 

über 100.000,- EUR) 

Mindestens 30 Prozent bis maximal 70 Prozent der 

förderfähigen Kosten 

Die genaue maximale Förderintensität und Förderhöhe kann beim jeweiligen Call näher festgelegt 

werden (siehe „Förderprogramm“). 

Bei der Einreichung von Projekten, die in inhaltlichem Zusammenhang mit zuvor geförderten 

Projekten stehen (zB.: Aufstockung eines Fuhrparks), werden alle diesem Geamt-Projekt 

zuordenbaren Antragssummen berücksichtigt und die daraus resultierende Förderquote 

angewandt. Die Differenz der neu berechneten Gesamt-Fördersumme und der bereits 

ausbezahlten Fördersumme, wird ausbezahlt. 
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Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von Dezember 2019 

7.3  Kumulierung und Mehrfachförderung  

Die Kumulierung von De-minimis-Beihilfen, die nach der vorliegenden Förderrichtlinie gewährt 

werden, mit anderen Beihilfen, ist nur nach Maßgabe des Unionsrechts zulässig. Insbesondere gilt: 

- Nach der vorliegenden Richtlinie gewährte De-minimis-Beihilfen dürfen mit anderen De-

minimis-Beihilfen kumuliert werden, sofern gem. Artikel 3 der De-minimis-Verordnung der

Gesamtbetrag der einem „einzigen Unternehmen“ von einem Mitgliedstaat (Anm.: d.h. von

österreichischen Förderstellen) gewährten De-minimis-Beihilfen in einem Zeitraum von drei

Steuerjahren EUR 200.000 (bzw. 100.000,- EUR für Unternehmen des gewerblichen

Straßengüterverkehrs) nicht übersteigt.

- Nach der vorliegenden Förderrichtlinie gewährte De-minimis-Beihilfen dürfen bis zu dem in

der DAWI-De-minimis-Verordnung (EU) Nr. 360/2012, ABl 2012, L 114/8, der Kommission

festgelegten Höchstbetrag von EUR 500.000 in einem Zeitraum von drei Steuerjahren mit De-

minimis-Beihilfen nach letztgenannter Verordnung kumuliert werden.

- Nach der vorliegenden Förderrichtlinie gewährte De-minimis-Beihilfen dürfen nicht mit

staatlichen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten kumuliert werden, wenn die

Kumulierung dazu führen würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität oder der

höchste einschlägige Beihilfebetrag, die bzw. der im Einzelfall in einer

Gruppenfreistellungsverordnung oder einem Beschluss der Kommission festgelegt ist,

überschritten wird.

In jedem Fall ausgeschlossen ist zudem eine mehrfache Förderung aus Mitteln der Stadt Wien und 

seiner Fonds für dieselben förderbaren Kosten. 

8. Einreichung und Einreichunterlagen 

8.1  Allgemeines 

Der Förderungswerber hat vor jeder Einreichung ein beratendes Gespräch mit der Geschäftsstelle des 

Mobilitätsfonds Wien zu führen. 

Die Einreichung des Förderansuchens hat online über die Website des Mobilitätsfonds Wien 

https://www.mobilitaetsfonds.wien unter Verwendung der dort bereit gestellten online-Formulare zu 

erfolgen. Zusätzliche Unterlagen sind gleichzeitig mit dem Antrag hochzuladen. 

Einreichungen können nur nach Maßgabe der gesondert veröffentlichten Calls innerhalb der darin 

bekannt gegebenen Fristen erfolgen. 

8.2 Angaben in der Einreichung und beizufügende Unterlagen 

Die Einreichung hat folgende Angaben zu enthalten bzw. sind ihr als Unterlagen beizufügen: 
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- Angaben zur Antragstellerin bzw. zum Antragsteller (soweit vorhanden: Firmenbuchauszug, 

Darstellung der Gesellschafter, Beteiligungen, Tätigkeit und Gewerbeberechtigung); 

- technische und organisatorische Beschreibung des Vorhabens, falls vorhanden: Visualisierung; 

- räumliche Verortung; 

- Beschreibung der Zielgruppe; 

- Zielsetzung inkl. messbarer Kriterien (zB.: Anzahl erwarteter NutzerInnen, Entlehnungen, etc.); 

- Projektzeitplan mit zeitlichem Verlauf aller damit verbundenen Vorhaben, Betriebs- und 

Wirkungszeitraum des Projekts im Sinne von Punkt 5.3.3; 

- detaillierte Aufgliederung der voraussichtlichen Kosten unter Beilegung von allfällig 

vorhandenen Kostenvoranschlägen. Unter 5.000 Euro Fördersumme ist ein 

Kostenvoranschlag vorzulegen, ab einer Höhe von 5.000 Euro sind zwei Kostenvoranschläge 

vorzulegen, ab einer Höhe von 20.000 Euro sind drei Voranschläge vorzulegen. 

- detaillierte Aufstellung der anfallenden Kosten für Eigenleistungen; 

- bei mittleren und großen Projekten im Sinne von Punkt 7.2 der vorliegenden Richtlinie: 

Nachvollziehbare Darstellung des langfristigen Betriebs der angebotenen Services über drei 

Jahre nach Ablauf der veranschlagten Förderperiode samt Businessplan; 

- sonstige Angaben zur Beurteilung der Förderungswürdigkeit des Projekts, insbesondere auch 

im Hinblick auf die Bewertungskriterien im Sinne von Punkt 5.3 der vorliegenden Richtlinie und 

die Schwerpunkte des jeweiligen Calls; 

- De-minimis-Erklärung im Sinne von Artikel 6 Abs. 1 der De-minimis-Verordnung unter 

Verwendung des auf der Website des Mobilitätsfonds Wien zur Verfügung gestellten Musters. 

Bei der De-minimis-Erklärung handelt es sich um ein Dokument, in dem die Antragstellerin 

bzw. der Antragsteller den Betrag aller im laufenden und den beiden letzten Steuerjahren bei 

österreichischen Förderstellen beantragten und durch diese gewährten De-minimis-

Förderungen bekannt gibt und rechtsgültig bestätigt; 

- Angabe von sämtlichen beantragten, zugesagten oder erhaltenen Förderungen für das 

eingereichte Projekt; 

- Nachweis der Erfüllung der städtischen Abgabeverpflichtungen; 

- allfällige Bescheide für Bau und Betrieb der Anlage(n) (sofern erforderlich und bereits 

vorhanden). 

Weitere der Einreichung beizufügende Unterlagen können in den einzelnen Calls näher festgelegt 

werden. 

Der Mobilitätsfonds Wien kann im Einzelfall noch zusätzliche erforderliche Unterlagen/Informationen 

anfordern. 

Seite 8 von 15 



 

   

    

 

         

      

      

       

  

     

          

         

  

       

        

      

     

  

        

       

      

           

       

      

       

  

         

     

Förderrichtlinie des Mobilitätsfonds Wien in der Fassung von Dezember 2019 

9.  Prüfung der  Anträge  

9.1  Formale  Vorprüfung  

Die formale Vorprüfung der Anträge erfolgt durch die Geschäftsstelle des Mobilitätsfonds Wien. 

Die Nichterfüllung notwendiger Bedingungen führt zum Ausscheiden des Antrags aus dem 

Bewertungsprozess; nicht erbrachte Nachweise wie z.B. das Fehlen der De-minimis-Erklärung etc. 

führen zu einer entsprechenden einmaligen Nachforderung binnen angemessener Frist durch den 

Mobilitätsfonds Wien. 

9.2  Auswahlverfahren und Auswahlkriterien  

Die Auswahl fristgerecht eingereichter Anträge, die den formalen Voraussetzungen entsprechen, 

erfolgt vorbehaltlich näherer Festlegungen in den Calls anhand der Kriterien gemäß Punkt 5.3. 

9.3  Förderentscheidung  

Die Entscheidung über eine allfällige Förderung erfolgt durch die zuständigen Organe des 

Mobilitätsfonds Wien. 

9.4  Mitteilung der  Förderentscheidung  

Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller erhält die Mitteilung über die Entscheidung und allfällige 

Bedingungen für die Gewährung einer Förderung schriftlich durch den Mobilitätsfonds Wien. Die im 

Falle der Förderzusage darin genannten Förderbeträge sind stets Maximalbeträge. Die Förderzusage 

ist Grundlage für den Abschluss des Fördervertrages mit der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller, 

mit welchem die Gewährung der Förderung rechtswirksam wird. 

Im Fall einer Ablehnung des Antrags werden die Gründe für die Ablehnung erläutert. 

9.5  Bedingungen   

Wurde die Gewährung der Förderung mit Bedingungen ausgesprochen, so müssen diese 

Bedingungen vor einer Auszahlung von Fördermitteln von der Antragstellerin bzw. vom Antragsteller 

erfüllt und deren Erfüllung nachgewiesen werden. Es kann auch bloß die Auszahlung späterer Raten 

oder die Auszahlung der Endrate von der Erfüllung von Bedingungen abhängig gemacht werden. 

9.6  Auszahlung  

Die Auszahlung der Förderung erfolgt – sofern nicht eine in der Mitteilung der Förderentscheidung 

über die Gewährung von Fördermitteln enthaltene Bedingung dem entgegensteht – nach folgendem 

indikativen Zahlungsplan: 

- bei kleinen Projekten im Sinne von Punkt 7.2 der vorliegenden Richtlinie: 

50% des in der Mitteilung der Förderentscheidung genannten maximalen Förderbetrages 
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nach Zusage sowie nach Nachweis über den Start des geförderten Projekts (z.B.: „gemeldeter 

Projektstart“, „erste Bestellung“ etc.); 

weitere 50 % nach vollständiger Implementierung des Projekts und Erfüllung der 

Bestimmungen zur Endabrechnung und Schlusszahlung gemäß Punkt 10.3 und 10.4. 

- bei mittleren und großen Projekten im Sinne von Punkt 7.2 der vorliegenden Richtlinie: 25% 

des in der Mitteilung der Förderentscheidung genannten maximalen Förderbetrages nach 

Zusage sowie nach Nachweis über den Start des geförderten Projekts (z.B.: „gemeldeter 

Projektstart“, „erste Bestellung“ etc.); 

jeweils weitere 25 % nach 3 bzw. 6 Monaten; 

weitere 25 % nach vollständiger Implementierung des Projekts und Erfüllung der 

Bestimmungen zur Endabrechnung und Schlusszahlung gemäß Punkt 10.3 und 10.4. 

Bei großen Projekten und in begründeten Einzelfällen kann im Fördervertrag ein abweichender 

Zahlungsplan festgelegt werden. 

Der Mobilitätsfonds Wien ist ungeachtet des in dieser Richtlinie festgelegten Zahlungsplans in jedem 

Fall berechtigt, die Auszahlung einer Rate aufzuschieben, zu kürzen bzw. auszusetzen, wenn und 

solange Umstände vorliegen, die die ordnungsgemäße Durchführung des geförderten Vorhabens 

nicht gewährleistet erscheinen lassen (z.B. wenn der Kostennachweis nicht im geplanten Ausmaß 

erbracht wird). 

Wurde eine Förderung wegen Nichterfüllung der für ihre Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen 

mit Ablauf des Finanzjahres, für das die Förderungszusage abgegeben wurde, zur Gänze oder 

teilweise nicht ausbezahlt, kann der Mobilitätsfonds Wien die Wirksamkeit der Förderungszusage bis 

zum Ablauf des nächstfolgenden Finanzjahres verlängern, wenn die Ausführung des Vorhabens ohne 

Verschulden des Fördernehmers eine Verzögerung erfahren hat und die Förderungswürdigkeit des 

Vorhabens weiterhin gegeben ist. 

10.  Melde- und Berichtspflichten,  Abrechnungen und Auszahlungen  

10.1  Meldepflicht  von Änderungen  

Ab Erhalt einer Zusage sind die Fördernehmerinnen bzw. Fördernehmer verpflichtet, quantitative oder 

qualitative Änderungen im Zusammenhang mit dem zur Förderung eingereichten Projekt und/oder 

dem geförderten Unternehmen unverzüglich und ohne Aufforderung dem Mobilitätsfonds Wien 

schriftlich bekannt zu geben. Dies gilt insbesondere auch für Kostenänderungen. 

Wesentliche Projektänderungen bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung durch den 

Mobilitätsfonds Wien und sind jedenfalls sofort nach Bekanntwerden ohne unnötigen Verzug samt 

etwaigen daraus resultierenden Kostenänderungen und/oder damit verbundenen Änderungen des 

der Fördergewährung zu Grunde liegenden Projektabwicklungszeitraums schriftlich mitzuteilen. Diese 

Meldepflicht endet 1 Jahr nach Ende des Betriebs- und Wirkungszeitraums des Projekts im Sinne von 

Punkt 5.3.3. 
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10.2  Abrechnungsunterlagen   

Externe Kosten müssen durch – den gesetzlichen Vorschriften entsprechende – Rechnungen belegt 

werden. Für alle abzurechnenden Kostenpositionen sind Rechnungs- und Zahlungsbelege dem 

Endbericht beizulegen. Kosten für die Schaffung immaterieller Wirtschaftsgüter, die im Falle einer 

Buchführungspflicht zu aktivieren sind, sind durch eine nachvollziehbare Kalkulation zu belegen. 

Es werden nur Rechnungen über Leistungen anerkannt, die von zur Leistungserbringung befugten 

Unternehmern im Sinne des § 1 UGB erbracht wurden und den Formvorschriften des § 11 UStG 

genügen. In die Abrechnung dürfen nur bezahlte Nettobeträge aufgenommen werden. Die 

eingereichten Rechnungen dürfen ausschließlich dem Förderprojekt zuzählbare Positionen enthalten. 

Sind die von der Antragstellerin bzw. vom Antragsteller übermittelten Unterlagen zur Endabrechnung 

derart mangelhaft, sodass sie insgesamt keine ausreichende Bewertungsgrundlage bieten, wird die 

Gewährung der Förderung gem. Punkt 12.1lit e. widerrufen. 

10.3  Endbericht  inkl.  Endabrechnung  

Unmittelbar nach vollständiger Implementierung des geförderten Projekts, längstens jedoch 3 Monate 

danach, ist dem Mobilitätsfonds Wien per E-Mail an office@mobilitaetsfonds.at ein aussagekräftiger 

Endbericht inkl. Endabrechnung der tatsächlich angefallenen Projektkosten vorzulegen. 

10.4  Schlusszahlung  

Nach Prüfung des vorgelegten Endberichts wird der Zuschuss auf Basis der überprüften und als 

förderbar anerkannten Ist-Kosten des geförderten Projekts neu berechnet. Wenn dieser errechnete 

Zuschuss den in der Mitteilung der Förderentscheidung maximalen Zuschussbetrag unterschreitet, 

wird vom errechneten Zuschuss – andernfalls vom maximalen Zuschussbetrag – eine bereits geleistete 

(Akonto)Zahlung in Abzug gebracht. Ein positiver Saldo wird der Antragstellerin bzw. dem 

Antragsteller überwiesen, ein negativer Saldo ist binnen 14 Tagen nach Aufforderung zurückzuzahlen. 

Für den Fall des Verzugs gelangen Verzugszinsen gemäß Erlass der Magistratsdirektion vom 26. 

Februar 2016, MDK-107271-2/16 bzw. einer an dessen Stelle tretenden Rechtsgrundlage zur 

Vorschreibung. 

11.  Publikationen,  Monitoring, Pflichten zur  Aufbewahrung und Einsichtsgewährung  

11.1  Publikation  

Im Fall einer Förderzusage muss die Antragstellerin bzw. der Antragsteller während eines Zeitraumes 

von drei Jahren ab Start des geförderten Projekts im Rahmen aller das geförderte Projekt 

berührenden PR- und Marketingaktivitäten die Förderung durch den Hinweis „Gefördert aus Mitteln 
des Mobilitätsfonds Wien“ nennen und das Logo des Mobilitätsfonds Wien dort anbringen, wo es 

sinnvoll und nach verkehrsüblicher Auffassung zumutbar ist. 

Seite 11 von 15 

mailto:office@mobilitaetsfonds.at
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11.2  Projektberichte  

Der Antragsteller bzw. die Antragstellerin hat nach erfolgter Förderzusage mittels regelmäßiger 

Projektberichte die zweckmäßige Verwendung der Fördermittel sowie den Projektfortschritt gemäß 

dem eingereichten Projektplan nachzuweisen. 

Der Antragsteller bzw. die Antragstellerin sind zudem während des verpflichtet, auch nach Vorlage 

des Endberichts und der Endabrechnung mindestens einmal jährlich sowie auf Grund einer 

Aufforderung des Mobilitätsfonds Wien Bericht über den Fortbestand des Projekts während des 

Festgelegten Betriebs- und Wirkungszeitraums des Projekts im Sinne von Punkt 5.3.3 zu erstatten. 

Eine Vorlage zum Bericht wird auf der Website www.mobilitaetsfonds.wien als Download-Datei 

bereitgestellt.) 

11.3  Aufbewahrungs- und Einsichtsgewährungspflichten  

Antragstellerinnen bzw. Antragsteller sind verpflichtet, sämtliche im Zusammenhang mit dem 

gestellten Antrag übermittelten und sämtliche dafür relevanten Unterlagen sowie ferner Unterlagen 

des Mobilitätsfonds Wien, die für die Gewährung der Förderung und deren Administration relevant 

sind und vom Mobilitätsfonds Wien übermittelt wurden, ordnungsgemäß, sorgfältig und in 

zweckmäßiger Form aufzubewahren. 

Antragsteller bzw. Antragstellerinnen sind darüber hinaus verpflichtet, auch nach Abschluss des 

Projektes alle im Zusammenhang mit dem zur Förderung eingereichten Projekt auftretenden Fragen 

des Mobilitätsfonds Wien ohne Verzug, vollständig und – wenn verlangt – schriftlich zu beantworten 

und angeforderte Prüf- und Belegunterlagen beizubringen. 

Die Verpflichtungen gemäß Punkt 11.3 enden erst 10 Jahre nach der Schlusszahlung der Förderung 

gem. Punkt 10.4. 

12.  Widerruf und Einstellung der F örderung, Rückzahlung  

12.1  Widerrufsgründe  

Im Fall des Eintretens und Bekanntwerdens eines oder mehrerer der untenstehenden Punkte wird die 

zugesagte Förderung widerrufen, wenn 

a.  der Fördernehmer wesentliche, wertschöpfungsintensive  Teile  seiner  geförderten  Aktivitäten  

aus  dem den  Gegenstand  des  Calls  bildenden  Stadtteil  verlagert;  

b.  der Betrieb  des  geförderten  Projekts  oder der Rechtsträger des  geförderten  Projekts  selbst  

veräußert wird  oder eine  sonstige Weitergabe (z. B. Schenkung, Erbe)  oder entgeltliche  oder 

unentgeltliche  Gebrauchsüberlassung erfolgt  oder vorgenommen  wird, soweit  nicht der 

Erwerber bzw. Rechtsnachfolger unverzüglich  schriftlich  erklärt  hat, mit  allen  Rechten  und  

Pflichten  in  das  Förderverhältnis e intreten  zu  wollen  und  dem Eintritt  durch  den  

Mobilitätsfonds  Wien  zugestimmt  worden  ist;  
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c.  sich  die  Beteiligungsverhältnisse  am Rechtsträger des  geförderten  Projekts  wesentlich  

verändern  und  dadurch  der Zweck  der Förderung nicht mehr gewährleistet  ist;  

d.  vor Ende  des  festgelegten  Betriebs- und  Wirkungszeitraums  im  Sinne  von  Punkt  5.3.3  das  

geförderte  Projekt stillgelegt, auf Dauer eingestellt oder der Rechtsträger des  geförderten  

Projektes  liquidiert wird;  

e.  Melde- oder Berichtspflichten  nicht eingehalten  werden, insbesondere nicht  fristgerecht ein  

aussagekräftiger Endbericht gem. Punkt  10.3  vorgelegt wird  oder ein  solcher Bericht 

(beispielsweise  aufgrund  fehlender oder unzureichender für die  Abrechnung relevanter 

Unterlagen)  nicht  verlässlich  und  schlüssig  überprüft werden  kann  und  einem diesbezüglichen  

Verbesserungsauftrag nicht innerhalb angemessener Frist entsprochen  wurde;  

f.  die  Förderung zweckwidrig verwendet wird/wurde;  

g.  Voraussetzungen  oder Bedingungen  für die  Gewährung einer Förderung gemäß d ieser 

Richtlinie,  dem für die  Gewährung der Förderung maßgebenden  Call  oder dem Fördervertrag 

nicht vorliegen  oder nicht  erfüllt  werden;  

h.  sich  Angaben  über Umstände, die  für die  Gewährung der Förderung maßgeblich  waren, 

nachträglich  als un vollständig oder unrichtig  herausstellen  bzw. d iese  Umstände  ausbleiben  

oder wegfallen, insbesondere, wenn  entgegen  den  im Antrag gemachten  Angaben  die  der 

Förderung zugrundeliegenden  Kosten  nicht entstanden  sind. Der nicht formgerechte  

Nachweis  einzelner Kostenpositionen  stellt jedoch  keinen  Widerrufsgrund  dar,  sondern  führt 

zur Nichtanerkennung dieser Kosten  im  Rahmen  der Auszahlung der Förderung;  

i.  Kontrollen  durch  den  Mobilitätsfonds  Wien, den  Magistrat der Stadt Wien, den  

Stadtrechnungshof Wien, den  Bundesrechnungshof,  die  Organe  der Europäischen  Union oder 

Beauftragte  der vorgenannten  Stellen  verweigert oder behindert werden;  

j.  der Nachweis  der ordnungsgemäßen  Aufbewahrung von  Unterlagen  gem. Punkt 11.3  nicht 

erbracht wird  oder die  aufbewahrten  Unterlagen  auf  Verlangen  nicht umgehend  vollständig 

dem Mobilitätsfonds  Wien, dem Magistrat der Stadt Wien, dem Stadtrechnungshof Wien, dem 

Bundesrechnungshof, den  Organen  der Europäischen  Union oder Beauftragten  der 

vorgenannten  Stellen  übermittelt  werden  oder –  im  Fall  einer verlangten  Aufbewahrung und  

Ersichtlichmachung auf elektronischem Wege –  die  Möglichkeit  einer  elektronischen  

Einsichtnahme  nicht gegeben  ist;  

k.  Bestimmungen  des  EU-Rechts  nicht  eingehalten  werden; oder  

l.  soweit  von  Organen  der EU die  Rückforderung aufgrund  von  internationalen  Bestimmungen  

verlangt wird.  

Ein Widerruf ist nur bis zu 1 Jahr nach Ende des festgelegten Betriebs- und Wirkungszeitraums des 

Projekts im Sinne von Punkt 5.3.3 zulässig, sofern sich nicht aus dem Unionsrecht eine längere 

Widerrufsfrist ergibt. 

12.2  Teilweiser  Widerruf  

Ist das geförderte Projekt in konkrete sinnvolle Abschnitte teilbar, denen jeweils bestimmte 

Fördersummen zugeordnet werden können, und liegt der Widerrufsgrund nur bezüglich einzelner 
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Abschnitte vor, so kann der Widerruf auf die diesen Abschnitten entsprechende Förderung 

beschränkt werden. 

12.3  Rückzahlung im Fall  des  Widerrufs  

Im Fall des vollständigen oder teilweisen Widerrufs ist der ausbezahlte Zuschuss über Aufforderung 

binnen zwei Wochen zurückzuzahlen. Für den Fall des Verzugs gelangen Verzugszinsen gemäß Erlass 

der Magistratsdirektion vom 26. Februar 2016, MDK-107271-2/16 bzw. einer an dessen Stelle 

tretenden Rechtsgrundlage zur Vorschreibung. 

Weitergehende zivilrechtliche Ansprüche bleiben hiervon unberührt. 

12.4  Einstellung der  Förderung  

Im Falle des Vorliegens eines Widerrufsgrundes erfolgt auch die Einstellung der Auszahlung von 

Förderungen. Die Punkte 12.1 bis 12.3 gelten auch hierfür sinngemäß. 

13.  Datenschutz und Verschwiegenheit  

13.1  Verarbeitung von personenbezogenen Daten  

Die Antragstellerinnen bzw. Antragsteller nehmen zur Kenntnis, dass der Mobilitätsfonds Wien im 

Hinblick auf Art. 6 Abs. 1 lit. b Datenschutz-Grundverordnung auch ohne Zustimmung der 

Antragstellerinnen bzw. Antragsteller berechtigt ist, die von ihnen im Förderungsansuchen und im 

Förderungsvertrag bekannt gegebenen personenbezogenen Daten, deren Verwendung für die 

Wahrnehmung der dem Mobilitätsfonds übertragenen Aufgaben im öffentlichen Interesse im Sinne 

des Art. 6 Abs. 1 lit. e Datenschutz-Grundverordnung liegt, im Zusammenhang mit der Anbahnung 

und Abwicklung des abzuschließenden Fördervertrages zu verwenden. 

Weiters die Antragstellerinnen bzw. Antragsteller zur Kenntnis, dass der Mobilitätsfonds Wien 

rechtlichen Verpflichtungen zur Weitergabe der von ihnen im Förderungsansuchen und im 

Förderungsvertrag bekannt gegebenen personenbezogenen Daten an andere Rechtsträger (wie 

insbesondere an den Rechnungshof, an den Stadtrechnungshof, an Organe der Stadt Wien, an andere 

Bundes- oder Landesförderstellen, an Organe der EU) unterliegt, sodass die betreffenden 

personenbezogenen Daten im Hinblick auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutz-Grundverordnung auch 

ohne Zustimmung der Antragstellerinnen bzw. Antragsteller an diese anderen Rechtsträger für die 

Wahrnehmung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse im Sinne des Art. 6 Abs. 1 lit. e 

Datenschutz-Grundverordnung liegen, übermittelt werden dürfen. 

13.2  Publizierbare  Daten  

Der Mobilitätsfonds Wien und die Stadt Wien sind im Fall der Zusage einer Förderung zur 

uneingeschränkten Veröffentlichung der Identität der Antragstellerin bzw. des Antragstellers, der 

Bezeichnung und der Kurzbeschreibung eines Projekts, des Förderbetrags sowie der Begründung für 

die Förderung eines Projekts berechtigt. Die Antragstellerinnen bzw. Antragsteller nehmen zur 
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Kenntnis, dass eine derartige Veröffentlichung in Bezug auf personenbezogene Daten der Wahrung 

von berechtigten Interessen des Mobilitätsfonds Wien sowie der Stadt Wien im Sinne von Art. 6 Abs. 1 

lit. f Datenschutz-Grundverordnung entspricht. 

13.3  Datenschutzinformation  

Detaillierte Informationen zur Verarbeitung der Daten sind auf der Website 

https://www.mobilitaetsfonds.wien unter Datenschutzinformation abrufbar. 

13.4  Verschwiegenheit  

Die Organe des Mobilitätsfonds Wien sind über die Anträge und die Art ihrer Behandlung, sofern sich 

nicht aus der vorliegenden Förderrichtlinie, dem jeweils maßgeblichen Call oder gesetzlichen oder 

unionsrechtlichen Bestimmungen anderes ergibt, gegenüber Dritten zur Geheimhaltung verpflichtet. 

Das gleiche gilt für Experten oder sonstige beigezogene Personen. 

14. Förderungsabwicklung nach Abschluss des Fördervertrags

Der Mobilitätsfonds Wien ist berechtigt, sich zur Abwicklung der Förderung nach Abschluss des 

Fördervertrags ganz oder teilweise des Magistrats der Stadt Wien – Magistratsabteilung 20 zu 

bedienen und dieser entsprechend Vollmacht zu erteilen. 

15. Geltungszeitraum 

Diese Richtlinie ist – vorbehaltlich allfälliger Revisionen aufgrund entsprechender Organbeschlüsse 

bzw. Einstellung – gültig für Einreichungen ab 01.01.2020. 

16. Anwendbares Recht/Gerichtsstand 

Alle auf Basis dieser Richtlinie resultierenden Rechtsverhältnisse unterliegen ausschließlich 

österreichischem Recht sowie den gemäß dieser Richtlinie anzuwendenden oder sonst relevanten EU-

rechtlichen Bestimmungen. Gerichtsstand für alle aus bzw. im Zusammenhang mit dieser 

Förderrichtlinie entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist das für Handelssachen sachlich zuständige 

Gericht in Wien. 

17. Förderstelle 

Mobilitätsfonds Wien  

Große Sperlgasse 4  

1020 Wien  

Tel.: +43 1 4000 49 950  

E-Mail: office@mobilitaetsfonds.at 
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